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ner/innen der betroffenen Stadtteile einbe-
zieht und ihre Sorgen ernst nimmt. Denn in
der Tat gibt es in einzelnen Quartieren mas-
sive Probleme. Es bleibt jedoch bei allen not-
wendigen Maßnahmen zu bedenken, dass
es keine Ethnisierung von Problemen bei
der Zuwanderung geben darf. 
Nötig ist selbstredend Unterstützung von
Kindern beim Zugang zur Regelschule - seien
es Willkommensklassen wie in Berlin oder
Sprachkurse für die Eltern. Dies gilt für alle
Zuwanderer, aus welchen Ländern sie auch
kommen und welcher Religion oder Minder-
heitengruppe sie angehören mögen. 
Besondere Programme ausschließlich für Ro-
ma wären nach Auffassung des Zentralrates
eher kontraproduktiv. Wenn es Qualifizie-
rungsprogramme für den Zugang zum Ar-
beitsmarkt gibt, dann sollen Roma gleichbe-
rechtigt an diesen teilhaben können. Ein be-
sonderes Programm für Roma könnte hinge-
gen einen stigmatisierenden Effekt haben. 

Beteiligung prüfen Hier wäre die Natio-
nale Koordinierungsstelle des Bundes für die
Umsetzung der EU-Rahmenstrategien ge-
fordert, zu überprüfen, ob Roma angemes-
sen an den zur Verfügung stehenden Pro-
grammen beteiligt sind. Unabhängig davon
gibt es selbstredend eine große Anzahl von
Roma aus Bulgarien oder Rumänien, die - oh-
ne als solche aufzutreten - nach Deutsch-
land kamen und ohne größere Probleme Ar-
beit sowie Wohnung gefunden haben. 
An den grundsätzlichen Ursachen der Mi-
gration in den Herkunftsländern ändert je-
doch weder ein erfolgreicher Umgang in
Deutschland noch das aktuelle Asylrecht et-
was. Der Zentralrat hat deshalb die Bundes-
regierung aufgefordert, eine aktive Rolle bei
der Umsetzung der EU-Strategie zur Verbes-
serung der Lage von Roma in Europa zu
übernehmen - und zwar durch direkten Ein-
fluss über die Europäische Union auf die
Herkunftsländer. Ziel ist es, dort die Pro-
gramme zur gleichberechtigten Teilhabe
von Roma umzusetzen, beginnend mit In-
frastrukturprogrammen im Bereich von
Wohnen und Arbeit.
Hier gibt es ebenfalls bereits Kooperationen
zwischen Städten in Deutschland und Städ-
ten in den Herkunftsländern, um etwa den
Aufbau einer funktionierenden Verwaltung
zu unterstützen. Es gäbe hier auch die Mög-
lichkeit von Schulpartnerschaften. Diese
werden in den Herkunftsländern oft ange-
fragt, um sowohl Schüler(inne)n wie auch
Lehrer(inne)n Gelegenheit zum Austausch
zu geben. ●

▲ Dr. Eckhard Ruthemeyer ist seit 20.11.2014 
Präsident des Städte- und Gemeindebundes NRW
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STÄDTE- UND GEMEINDEREAT: Herr Dr. Ruthe-
meyer, mit welchem persönlichen Gefühl
sind Sie in das neue Jahr gegangen?

Dr. Eckhard Ruthemeyer: Das Jahr 2014 ist
für mich sehr erfolgreich verlaufen. Ich bin
als Bürgermeister meiner Heimatstadt
Soest wiedergewählt worden und freue
mich auf die ehrenvolle Aufgabe als Präsi-
dent des StGB NRW. Insofern bin ich über-
aus dankbar und möchte meinen Teil zur
Bewältigung der vor uns liegenden Heraus-
forderungen beitragen.

Welches sind die größten Herausforderun-
gen für die NRW-Kommunen 2015? 

Ruthemeyer: Wir müssen auf jeden Fall die
Trendwende schaffen bei den Kommunalfi-
nanzen. Sonst verliert die kommunale
Selbstverwaltung an Glaubwürdigkeit. Die
Situation ist günstig. Die Steuereinnahmen
entwickeln sich gut, und mit dem Stär-
kungspakt Stadtfinanzen ist ein Anfang
gemacht zur dauerhaften Konsolidierung.
Der Bund beteiligt sich endlich auch an den
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Sozialkosten. Außerdem ist die Öffentlich-
keit sensibilisiert für das Thema. Aber wir
müssen 2015 die Gelegenheit nutzen, im Fi-
nanzgeflecht von Bund, Ländern und Ge-
meinden die Weichen richtig zu stellen. Wir
müssen die strukturelle Überforderung un-
serer Städte und Gemeinden beenden.

Wie steht es um die kommunale Demo-
kratie - sind unsere Räte funktionsfähig?

Ruthemeyer: Wenn wir den Blick darauf
richten, wie viele Beschlüsse die Räte fas-
sen, könnte man sagen „Ja“. Aber wenn wir
uns die eigentliche Ratsarbeit ansehen,
kommen mir Bedenken. Der Wegfall der
Sperrklausel hat auch Kleinstgruppierun-
gen und Einzelpersonen den Zugang zum
Rat verschafft. Unter so vielen Parteien
noch Mehrheiten zu finden, ist tatsächlich
schwieriger geworden, und manche Rat-
sitzung quält sich über Stunden hin. Wir
müssen aufpassen, dass die Bürgerschaft
nicht an der Lokalpolitik das Interesse ver-
liert. Zudem stößt das Ideal des ehrenamt-
lichen Ratsmitglieds an seine Grenzen,
weil die kommunalen Themen immer
komplexer werden. Hier braucht es Förde-
rung, Schulung und gute technische Un-
terstützung.

Wie können die Städte und Gemeinden den
Ansturm an Flüchtlingen bewältigen?

Ruthemeyer: Es ist schon erstaunlich, wie
professionell und flexibel unsere Städte
und Gemeinden für die Flüchtlinge sorgen.
Überall werden neue Unterkünfte herge-
richtet, die den Asylsuchenden ein men-
schenwürdiges Leben ermöglichen. Finan-
ziell ist das natürlich ein Kraftakt, beson-
ders für die vielen Kommunen in der Haus-
haltsicherung oder im Stärkungspakt
Stadtfinanzen. Denn dem zusätzlichen Auf-
wand für die Flüchtlingsunterbringung
steht kein entsprechendes Budget gegen-
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über. Hier ist viel Improvisation nötig. Ohne
die Mithilfe der Bürger und Bürgerinnen,
die sich vielfältig für die Flüchtlinge enga-
gieren, wäre das nicht zu schaffen.

Wie stehen die Chancen für eine Einigung
mit dem Bund bezüglich der Übernahme
von Sozialkosten?

Ruthemeyer: Mit der Übernahme der
Grundsicherung im Alter und bei Erwerbs-
losigkeit hat der Bund eine Kehrtwende
vollzogen. Zum ersten Mal hat er eine fi-
nanzielle Mitverantwortung im Sozialbe-
reich anerkannt. Doch mit der Eingliede-
rungshilfe für Behinderte kommt die ei-
gentliche Probe aufs Exempel. Hier geht es
um ganz andere Beträge als die fünf Milli-
arden für die Grundsicherung. Ich rechne
mit sehr harten Auseinandersetzungen,
aber ich bin verhalten optimistisch, dass
wir es diesmal schaffen. Vorausgesetzt, die
Wirtschaft und die daraus generierten
Steuereinnahmen entwickeln sich weiter-
hin positiv. 

Welche Auswirkungen hat die 
Schuldenbremse auf die Kommunen?

Ruthemeyer: Die so genannte Schulden-
bremse ab 2019, die Bund und Länder in die
Pflicht nimmt, hat etwas von einem Entzug
an sich. Es ist sehr schmerzhaft, aber es
lässt sich nicht länger aufschieben, wenn
man nicht im Schuldensumpf versinken
will. Die Schuldenbremse birgt große Ge-
fahren für die Kommunen. Denn die kom-
munale Finanzausstattung in NRW ist nach
wie vor nicht ‚wetterfest‘, sondern von der
Finanzlage des Landes abhängig. Und
wenn das Land mangels neuer Kredite ei-
sern sparen muss, besteht die Gefahr, dass
die Verbundmasse für die Kommunen
scheibchenweise gekürzt wird. Zudem wird
es wohl noch härtere Auseinandersetzun-
gen über die Konnexität neuer Gesetze ge-
ben. Das Land hat sich hier meistens nicht
sehr kompromissbereit gezeigt. 

Können die Kommunen hochwertige 
Betreuung und Bildung bereitstellen?

Ruthemeyer: Trotz der immensen Finanz-
probleme wird hier Großes geleistet. Ich
nenne nur die Kinderbetreuung und die
schulische Inklusion. Beide Male wurde in

wenigen Jahren eine komplett neue Struk-
tur geschaffen - einmal durch die massiv
ausgebaute Betreuung für Unter-Dreijähri-
ge und zum anderen der vermehrte ge-
meinsame Unterricht für Behinderte und
Nichtbehinderte. In beiden Fällen mussten
wir um eine gerechte Erstattung der Mehr-
kosten erbittert kämpfen. Und diese Erstat-
tung deckt nie 100 Prozent des zusätzli-
chen Aufwandes. Sowohl bei der techni-
schen Ausrüstung der Schulen und Kinder-
tagesstätten als auch bei der Personalaus-
stattung gibt es noch viel zu tun. Aber wir
können im Grundsatz die Ansprüche der El-
tern in punkto Betreuung und Schulunter-
richt erfüllen.

Wie kann auf den Straßen der Verkehrs -
kollaps verhindert werden?

Ruthemeyer: In einem dicht besiedelten
Land wie NRW, das zudem Transitland ist,
machen sich Schwächen in der Infrastruktur
frühzeitig bemerkbar. Jetzt rächt es sich,
dass jahrelang zu wenig in die Instandhal-
tung von Straßen und Brücken investiert
wurde. Wir brauchen rasch ein gemeinsa-
mes Finanzierungssystem für alle Verkehrs-
wege in Deutschland. Daraus könnten dann
auch Reparaturen an stark befahrenen
Kommunalstraßen bezahlt werden. Auf je-
den Fall muss der Lkw-Verkehr, der die Stra-
ßen am meisten schädigt, stärker zur Finan-
zierung herangezogen werden. Allerdings
sollten wir auch unsere Verkehrspraxis
überdenken. Mehr Nahmobilität, mehr
Elektrofahrzeuge, mehr Fahrradfahren - all
das kann auch die Straßen entlasten und
den Verkehrskollaps verhindern. 

Wie lässt sich trotz Zuwanderung der 
Bestand an Freiflächen schützen?

Ruthemeyer: Die Balance zwischen Ent-
wicklung und Freiraumschutz ist in der Tat
schwierig. Nach wie vor wird zu viel Freiflä-
che versiegelt für Gebäude, Straßen, Sport-
und Freizeitanlagen. Das Land möchte die
Kommunen zu ihrem Glück zwingen und
die Flächen-Inanspruchnahme per Gesetz
einschränken. Das halten wir für verfehlt.
Außerdem wäre es ein Verstoß gegen die
kommunale Selbstverwaltung. Wir setzen
auf freiwillige Maßnahmen zum Flächen-
sparen im Sinne einer intelligenten Pla-
nung. Da geht es um Nachverdichtung,

Nutzung von Brachflächen, manchmal
auch um Renaturierung und Entsiegelung. 

Die Umwälzungen am Energiemarkt 
verunsichern Bürger und Bürgerinnen.
Überfordert uns die Energiewende?

Ruthemeyer: Wenn ich ehrlich bin - ja. Was
da an neuen Entwicklungen auf uns zu-
kommt, kann man als Nicht-Techniker
kaum mehr verstehen. Es wird auch immer
schwieriger zu beurteilen, ob eine Einzel-
maßnahme wie etwa ein Kraftwerk wirt-
schaftlich ist oder nicht. Das hängt von sehr
vielen Parametern ab, die sich immer wie-
der ändern. Dennoch bleibt unter dem
Strich: Wir brauchen die Energiewende, al-
so den Umbau der Energiewirtschaft hin zu
einem CO2-neutralen Betrieb. Sonst wer-
den wir des Klimawandels nicht mehr Herr.
Dieser Umbau ist ein jahrelanger Prozess
aus hunderten Einzelschritten. Die Kom-
munen als Klima- und Energieexperten
müssen da voranschreiten, auch wenn es
schwierig ist. Mit viel Kommunikation,
Überzeugungsarbeit und praktischem Bei-
spiel können wir die Bürgerschaft dafür ge-
winnen. 

Stichwort Auseinanderdriften von arm 
und reich - wo ist die Solidarität in der
kommunalen Familie?

Ruthemeyer: Es gibt sie noch - die Solidari-
tät. Aber sie beginnt zu bröckeln. Die Ausei-
nandersetzungen um die kommunale Mit-
finanzierung der zweiten Stufe des Stär-
kungspaktes Stadtfinanzen oder die Klagen
über das Ergebnis des Zensus 2011 zeigen
dies ganz deutlich. Momentan leiden einige
Kommunen, die seit Jahren finanziell
schlecht dastehen, unter dem so genann-
ten Trading-Down-Effekt - ein sich selbst
verstärkender Mix aus hohen Steuern,
schlechter Infrastruktur und angekratztem
Image. Der kommunale Finanzausgleich -
obwohl dafür geschaffen - konnte das nicht
verhindern. Wir dürfen nicht zulassen, dass
ein Teil unserer 396 Städte und Gemeinden
in die Verwahrlosung abdriftet. Hier braucht
es zunächst faire wirtschaftliche Rahmen-
bedingungen für alle Kommunen. Aber ge-
fordert ist auch unsere eigene interkommu-
nale Solidarität. ●

Das Gespräch führte Martin Lehrer


